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Stellungnahme  

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 
2022/2464 hinsichtlich der Nachhaltigkeitsberichterstattung von 

Unternehmen in der durch die Richtlinie (EU) 2025/794 geänderten 
Fassung 

 
Die mehr als 1.600 vom Deutschen Raiffeisenverband (DRV) vertretenen genossenschaftlichen 
Unternehmen der Agrarwirtschaft sind in der Erzeugung, im Handel und in der Verarbeitung von 
pflanzlichen und tierischen Rohstoffen tätig. Sie erwirtschaften mit rund 114.000 Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern einen Umsatz von insgesamt 82,8 Milliarden Euro. Landwirte, Gärtner und 
Winzer sind die Mitglieder und damit Eigentümer der Genossenschaften. 
Die überwiegend klein- und mittelständisch geprägten Unternehmen (KMU) verfolgen die bis-
herige Diskussion über eine gesetzlich verpflichtenden Nachhaltigkeitsberichterstattung mit 
großer Sorge. Sie befürchten ein Übermaß an Bürokratie und Kosten. Darüber hinaus sind die 
bisher vorliegenden Vorgaben zur Berichterstattung (ESRS) oftmals nicht nachvollziehbar und 
nur begrenzt praxistauglich.  
Vor diesem Hintergrund begrüßt der DRV die aktuellen politischen Entscheidungen und Bestre-
bungen in Brüssel, die verpflichtende Berichterstattung zu begrenzen. Dies betrifft die geplan-
ten Änderungen der CSRD als auch den Umfang der ESRS. 
 
Der DRV unterstützt die Stellungnahme des Deutschen Genossenschafts- und Raiffeisenver-
bands (DGRV) zum vorliegenden Gesetzentwurf und nimmt im eigenen Namen wie folgt Stel-
lung:  
 
1. Umsetzung aller europarechtlichen Vorgaben 

Die Bundesregierung will die CSRD zeitnah national umsetzen. Dies ist grundsätzlich nach-
vollziehbar, denn die Umsetzungsfrist endete bereits am 6. Juli 2024. Positiv ist, dass der 
vorliegende Gesetzentwurf bereits in Brüssel beschlossene Änderungen (z. B. zeitliche Ver-
schiebungen („stopp-the-clock“)) als auch zentrale Elemente aus der aktuellen politischen 
Diskussion (z. B. Mindest-Mitarbeiteranzahl) berücksichtigt. Gleichwohl kann nicht ausge-
schlossen werden, dass im finalen Beschluss über die zukünftige CSRD noch weitere Entlas-
tungen für Unternehmen getroffen werden. Um Wettbewerbsverzerrungen in Europa zu 
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verhindern, ist eine Eins-Zu-Eins-Umsetzung aller zukünftigen Vorgaben der CSRD zwin-
gend erforderlich.  
DRV-Position: Alle noch in Brüssel zu beschließenden Änderungen der CSRD müssen im 
weiteren Gesetzgebungsverfahren Eins-Zu-Eins umgesetzt werden.  
 

2. § 267 Abs. 4 S. 2 HGB: Nach Fusionen darf die Berichtspflicht erst nach Ablauf von zwei 
Jahren greifen 
Großen Unternehmen müssen berichten, wenn die dafür erforderlichen Voraussetzungen in 
zwei aufeinanderfolgenden Geschäftsjahren erfüllt sind (§ 267 Abs. 4 S. 2 HGB). Im Falle ei-
ner Umwandlung oder Neugründung greift eine Berichtspflicht bereits mit dem ersten Bi-
lanzstichtag. Darin sieht der DRV eine nicht gerechtfertigte Ungleichbehandlung.  
DRV-Position: § 267 Abs. 4 S. 2 HGB ist entsprechend zu ändern.  
 

3. § 290 Abs. 5 HGB: Klarstellung, dass bei unwesentlichen Tochterunternehmen keine 
Konzernnachhaltigkeitsberichterstattung erforderlich ist 
Ein Mutterunternehmen ist gemäß dieser Vorschrift von der Pflicht zur Aufstellung eines 
Konzernlageberichtes und eines Konzernabschlusses befreit, wenn es nur über unwesentli-
che Tochterunternehmen verfügt. Um Unsicherheiten zu vermeiden, sollte in dieser Norm 
klargestellt werden, dass dann auch keine Aufstellung eines Konzernnachhaltigkeitsberichtes 
erforderlich ist.  
DRV-Position: § 290 Abs. 5 HGB muss durch das Wort „Konzernnachhaltigkeitsbericht“ er-
gänzt werden.  

4. 315b HGB/§ 13 Abs. 2 PublG: Konzernnachhaltigkeitsbericht muss befreiende Wirkung 
auf Tochterunternehmen entfalten 
Derzeit bestehen Unsicherheiten, ob ein Unternehmen, das seinen Konzernlagebericht frei-
willig um einen Konzernnachhaltigkeitsbericht erweitert, dadurch eine befreiende Wirkung 
für seine zur Nachhaltigkeitsberichterstattung verpflichteten Tochterunternehmen erzielt. 
Nach Ansicht des DRV würde ein einziger Konzernnachhaltigkeitsbericht mehr Transparenz 
und eine bessere Übersicht bieten als mehrere Berichte. Auch würde er den bürokratischen 
Aufwand deutlich reduzieren. Ferner ist im Gesetzentwurf vorgesehen, Konzernnachhaltig-
keitsberichten von Unternehmen aus EU- und Drittstaaten eine befreiende Wirkung zu ge-
währen. Dies deutschen Unternehmen zu verweigern, würde für den DRV eine nicht zu recht-
fertigende Ungleichbehandlung bedeuten.  
DRV-Position: Durch einen Verweis in § 13 Abs. 2. PublG auf den neuen § 315 b HGB muss 
sichergestellt werden, dass ein freiwilliger Konzernnachhaltigkeitsbericht eine befreiende 
Wirkung für berichtspflichtige Tochterunternehmen entfaltet.  
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5. Wirksamer Schutz von KMU vor dem „trickle-down-effekt“ durch Begrenzung der Be-

richterstattung auf den VSME-Standard 
Ein zentrales Ziel der geplanten Änderungen der CSRD ist es, den bürokratischen Aufwand 
für KMU gesetzlich zu begrenzen. Allerdings besteht die Gefahr, dass diese Unternehmen 
von ihren Geschäftspartnern zu einer weitergehenden Berichterstattung durch vertragliche 
Vereinbarungen verpflichtet werden. Damit würden die gesetzlichen Erleichterungen ausge-
hebelt. Dies darf zum Schutz von KMU nach Ansicht des DRV nicht geschehen. Daher müs-
sen im Gesetz Schutzmaßnahmen gegen diesen „trickle down effect“ ergriffen werden. Ein 
wichtiges Element dafür ist es, den VSME-Standard als maximale Grenze für die Berichter-
stattung auch bei vertraglichen Vereinbarungen in das Gesetz mit aufzunehmen („value 
chain cap“). Gleichzeitig würde die Form der Berichterstattung vereinheitlicht.  
DRV-Position: Regelung einfügen, nach der KMU durch ihre Vertragspartner maximal ver-
pflichtet werden dürfen, nach dem VSME-Standard zu berichten.  

 
Berlin, 21. Juli 2025 

 


